
Islamische Feiertage im Schuljahr 2011/12

RdErl. d. MK v. 12.5.2011 - 33-82013

Bezug:    RdErl. „Unterricht an kirchlichen Feiertagen und Teilnahme an
kirchlichen Veranstaltungen“ vom 4.11.2005 (SVBl. S. 621 –
VORIS 22410)

Die Termine der islamischen Feiertage im Schuljahr 2011/12
sind:

Fastenbrechenfest: 30.8.2011

Opferfest: 6.11.2011

Auf Grund unterschiedlicher Rechtsschulen des Islam und der
kalendarischen Umrechnung können die Daten geringfügig
vari ieren.

Für die Unterrichtsbefreiung der islamischen Schülerinnen
und Schüler für die Dauer der religiösen Veranstaltung gilt der
Bezugserlass entsprechend. 

Jüdische Feiertage im Schuljahr 2011/12
RdErl. d. MK v. 12.5.2011 - 33-82013

Bezug:    RdErl. „Unterricht an kirchlichen Feiertagen und Teilnahme an
kirchlichen Veranstaltungen“ vom 4.11.2005 (SVBl. S. 621 –
VORIS 22410)

Die Termine der jüdischen Feiertage im Schuljahr 2011/12
sind:

Rosch-Haschana (Neujahrsfest): 29.9.2011 und 30.9.2011

Jom Kippur (Versöhnungsfest):   8.10.2011

Sukkot (Laubhüttenfest):            13.10.2011 und 14.10.2011

Schemini Azeret (Schlussfest):     20.10.2011

Simchat Thora (Freudenfest):      21.10.2011

Pessach (Passahfest):                    7.4.2012 und 8.4.2012 sowie 
13.4.2012 und 14.4.2012

Schawuot (Wochenfest):              27.5.2012 und 28.5.2012

Für die Unterrichtsbefreiung der jüdischen Schülerinnen und
Schüler für die Dauer der religiösen Veranstaltung gilt der Be-
zugserlass entsprechend. 

Verordnung zur Änderung der Verordnung
ü�ber das Abendgymnasium und das Kolleg

Vom 7.6.2011 (Abdruck aus Nds. GVBL. S. 172 - VORIS 22410)

220             AMTLICHER TEIL                                                                                                                                   SVBl 7/2011

        

   
     

   

Aufgrund des § 11 Abs. 9 in Verbindung mit § 13 Abs. 3
Satz 2, des § 13 Abs. 4 Satz 2 und des § 60 Abs. 1 Nrn. 1, 2
und 6 des Niedersächsischen Schulgesetzes in der Fassung
vom 3. März 1998 (Nds. GVBl. S. 137), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 16. März 2011 (Nds. GVBl. S. 83),
wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über das Abendgymnasium und das Kolleg
vom 2. Mai 2005 (Nds. GVBl. S. 130) wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:
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a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird das Wort „dreijährige“ durch
das Wort „zweijährige“ ersetzt.

bb) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. im ersten Halbjahr des Schuljahres, in dem
die Aufnahme erfolgt, das 19. Lebensjahr voll-
endet und“.

b) Es wird der folgende Absatz 6 angefügt:

„(6) Die Schulbehörde kann die Aufnahme auf An-
trag der Schule in begründeten Fällen abweichend von
den Absätzen 2 bis 5 zulassen.“

2. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden die Worte „Sekundarabschluss I —
Hauptschulabschluss“ durch das Wort „Hauptschulab-
schluss“ ersetzt.

b) Absatz 4 Nr. 3 erhält folgende Fassung:

„3. in jedem der in den Nummern 1 und 2 genannten
Fächer mindestens die Note ,ausreichend’ erhalten
hat.“

3. In § 12 Abs. 2 Satz 6 wird das Wort „können“ gestrichen.

4. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Es können nur Fächer gewählt werden, die vierstün-
dig unterrichtet werden mit Ausnahme des vierten und
des fünften Prüfungsfachs im Abendgymnasium; diese
können, wenn es sich um Kernfächer handelt, auch
dreistündig, und wenn es sich um andere Fächer han-
delt, auch drei- oder zweistündig unterrichtet werden.“
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b) Absatz 8 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt
geändert:

Nach dem Wort „Kolleg“ wird der Klammerzusatz
„(AVO-GOFAK)“ eingefügt

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Abweichend von Satz 1 und Absatz 2 Satz 3
kann im Abendgymnasium mit einer von der
Schule beantragten Zustimmung der obersten
Schulbehörde die besondere Lernleistung für alle
Prüflinge an die Stelle der schriftlichen Abiturleis-
tung im vierten Prüfungsfach treten.“

c) Es wird der folgende Absatz 9 angefügt:

„(9) Prüfungsfachkombinationen, die im Abendgym-
nasium nach § 15 Abs. 5 AVO-GOFAK zu mehr als 24
und im Kolleg nach § 15 Abs. 7 AVO-GOFAK zu mehr
als 32 in die Gesamtqualifikation einzubringenden
Schulhalbjahresergebnissen führen, sind nicht zulässig.“

5. § 15 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) In der Qualifikationsphase kann am Ende des zwei-
ten Schulhalbjahres in das erste Schulhalbjahr oder am
Ende des dritten Schulhalbjahres in das zweite Schulhalb-
jahr zurücktreten, wer die Abiturprüfung noch innerhalb
der Verweildauer nach § 3 ablegen kann.“

6. § 17 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Für Schülerinnen und Schüler, die vor dem Schul-
jahr 2012/13 in das erste Schulhalbjahr der Qualifikations-
phase eingetreten oder zurückgetreten sind, sind § 13 und
die Anlage 4 in ihrer bis zum 31. Juli 2011 geltenden Fas-
sung weiter anzuwenden.“

7. In der Anlage 2 wird in der Spalte „Fächer“ die Fachbe-
zeichnung „Politik“ durch die Fachbezeichnung „Politik-
Wirtschaft“ ersetzt.
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8. In der Anlage 3 wird in der Spalte „Fächer“ die Fachbe-
zeichnung „Politik“ durch die Fachbezeichnung „Politik-
Wirtschaft“ ersetzt.

9. Die Anlagen 4, 5 und 6 erhalten die in der Anlage beige-
fügte Fassung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2011 in Kraft.

H     

 

        

   
     

   

            
                 
       
          

           
 

 

       
           

     

     

       
   

    

      
     

 

      

       
       
     

     

        
    

 

      

         
     

           

      

      

       
       
     

       
        

      

     

        

      
 

      

        
      

    
     

      
    

      

    
          

          
     

    

      

        
       

       
      

      

      

        
       

        
           

  

          
     
 

          
     
 

           
 

 

        

Hannover, den 7. Juni 2011

Niedersächsisches Kultusministerium

A l t h u s m a n n

Minister

        

Anlage
(zu Artikel 1 Nr. 9)

A n l a g e  4
(zu § 12 Abs. 2 Satz 3 und § 14 Abs. 1)

Qualifikationsphase des Abendgymnasiums: 
Schwerpunkte und Unterrichtsfächer 

sowie Belegungsverpflichtungen1)

1) Auf § 13 Abs. 2 Satz 2 wird ebenso hingewiesen wie auf die zusätzlichen Belegungs- und Stundenverpflichtungen, die sich aus der Wahl eines
Prüfungsfachs im gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld nach § 13 Abs. 4 Nr. 1 ergeben.

2) Die fortgeführte Fremdsprache muss als Prüfungsfach an der Schule genehmigt sein und der Unterricht muss in der Einführungsphase durchge-
hend belegt worden sein und in der Qualifikationsphase durchgehend belegt werden.

3) Deutsch kann als Schwerpunktfach durch eine fortgeführte Fremdsprache oder Mathematik ersetzt werden; die Belegungs- und Einbringungsver-
pflichtungen im Fach Deutsch bleiben hiervon unberührt.

4) Wenn die Belegungsverpflichtung mit einer neu begonnenen Fremdsprache erfüllt werden soll, muss es eine Fremdsprache nach § 5 Abs. 4 Satz 1
Nr. 1 sein.

5) Wenn ein anderes Fach aus dem gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld als Prüfungsfach gewählt wird, entfällt die Belegungsverpflichtung
im Fach Geschichte.

6) 1Die Wahlmöglichkeiten richten sich nach dem Angebot der Schule. 2Wird ein Wahlfach als erstes, zweites oder drittes Prüfungsfach gewählt, so
ist es nach § 13 Abs. 2 Satz 2 durchgehend vierstündig zu belegen. 3Wird ein Wahlfach als viertes oder fünftes Prüfungsfach gewählt, so ist es,
wenn es sich um ein Kernfach handelt, durchgehend mindestens dreistündig, und wenn es sich um ein anderes Fach handelt, durchgehend min-
destens zweistündig zu belegen. 4Eine Fremdsprache ist mindestens dreistündig zu belegen.

7) Je nach Auswahl des Schwerpunkts und der Prüfungsfächer sind weitere Fächer im Rahmen der Schülerpflichtstundenzahl nach § 12 Abs. 2 Satz 6
zu belegen.

Sprachlicher 
Schwerpunkt

Gesellschaftswissenschaftlicher 
Schwerpunkt

Naturwissenschaftlicher 
Schwerpunkt

Wochenstunden Schulhalb-
jahre

Sc
h

w
er

-
pu

n
kt

-
fä

ch
er

fortgeführte 
Fremdsprache2)

Geschichte Naturwissenschaft 4 4

Deutsch Deutsch3) Mathematik 4 4

K
er

n
-

fä
ch

er Fremdsprache4) Fremdsprache4) 4 4

Mathematik Mathematik Deutsch 4 4

Er
gä

n
-

zu
n

gs
-

fä
ch

er Naturwissenschaft Naturwissenschaft 2 4

Geschichte5) Geschichte5) 2 4

W
ah

l-
fä

ch
er

weitere Fächer nach der Anlage 66)7) + +
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A n l a g e  5
(zu § 12 Abs. 2 Satz 3 und § 14 Abs. 1)

Qualifikationsphase des Kollegs:
Schwerpunkte und Unterrichtsfächer 

sowie Belegungsverpflichtungen1)

1) Auf die zusätzlichen Belegungs- und Stundenverpflichtungen, die sich aus der Wahl eines Prüfungsfachs im gesellschaftswissenschaftlichen Auf-
gabenfeld nach § 13 Abs. 4 Nr. 2 ergeben, wird hingewiesen.

2) Die fortgeführte Fremdsprache muss als Prüfungsfach an der Schule eingeführt sein und der Unterricht muss in der Einführungsphase durchge-
hend belegt worden sein.

3) Die weitere Fremdsprache kann als Schwerpunktfach durch das Fach Deutsch ersetzt werden; die Belegungs- und Einbringungsverpflichtungen in
dieser Fremdsprache bleiben hiervon unberührt.

4) 1Deutsch kann durch das Fach Mathematik ersetzt werden. 2Wird das Fach Deutsch durch das Fach Mathematik ersetzt, so bleiben die Belegungs-
und Einbringungsverpflichtungen im Fach Deutsch unberührt.

5) 1Die weitere Naturwissenschaft kann als Schwerpunktfach durch das Fach Mathematik oder Informatik ersetzt werden. 2Wird sie durch das Fach
Mathematik ersetzt, so bleiben die Belegungs- und Einbringungsverpflichtungen in dieser Naturwissenschaft hiervon unberührt.

6) Wenn die Belegungsverpflichtung mit einer neu begonnenen Fremdsprache erfüllt werden soll, muss es eine Fremdsprache nach § 5 Abs. 4 Satz 1
Nr. 1 sein.

7) Wenn ein anderes Fach aus dem gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld als Prüfungsfach gewählt wird, entfällt die Belegungsverpflichtung
in Geschichte.

8) 1Wer nicht Religion belegt, muss stattdessen Werte und Normen oder Philosophie belegen, wenn sich nicht aus § 128 Abs. 1 NSchG anderes
ergibt. 2Wird Religionsunterricht der Religionsgemeinschaft, der die Schülerin oder der Schüler angehört, nicht angeboten und muss nach § 128
Abs. 1 NSchG an dessen statt keines der dort genannten Fächer gewählt werden, so ist ein anderes Fach, das nicht Prüfungsfach ist, aus dem
gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld in einem Schuljahr zu belegen; dieses Fach kann auch Werte und Normen oder Philosophie sein.

9) 1Die Wahlmöglichkeiten richten sich nach dem Angebot der Schule. 2Wird ein Wahlfach als Prüfungsfach gewählt, so ist es vierstündig zu bele-
gen; eine neu beginnende Fremdsprache ist immer vierstündig zu belegen. 3Je nach Wahl des Schwerpunkts und der Prüfungsfächer sind weitere
Fächer im Rahmen der Schülerpflichtstundenzahl nach § 12 Abs. 2 Satz 6 zu belegen.

Sprachlicher 
Schwerpunkt

Musisch-künstlerischer 
Schwerpunkt

Gesellschaftswissenschaftlicher 
Schwerpunkt

Naturwissenschaftlicher 
Schwerpunkt

Wochen-
stunden

Schulhalb-
jahre

Sc
h

w
er

pu
n

kt
-

fä
ch

er

fortgeführte 
Fremdsprache2)

Musik oder Kunst Geschichte Naturwissenschaft 4 4

weitere 
Fremdsprache3)

Deutsch4) Politik-Wirtschaft, Erdkunde, 
Wirtschaftslehre, Religion 
oder Philosophie

weitere 
Naturwissenschaft5)

4 4

K
er

n
fä

ch
er Deutsch Deutsch Deutsch 4 4

Fremdsprache6) Fremdsprache6) Fremdsprache6) 4 4

Mathematik Mathematik Mathematik Mathematik 4 4

Er
gä

n
zu

n
gs

fä
ch

er

Kunst oder Musik Kunst oder Musik Kunst oder Musik Kunst oder Musik 2 2

Geschichte7) Geschichte7) Geschichte7) 2 4

Religion, Werte 
und Normen oder 
Philosophie8)

Religion, Werte 
und Normen oder 
Philosophie8)

Religion, Werte 
und Normen oder 
Philosophie8)

Religion, Werte 
und Normen oder 
Philosophie8)

2 2

Naturwissenschaft Naturwissenschaft Naturwissenschaft 2 4

Seminarfach Seminarfach Seminarfach Seminarfach 2 4

W
ah

l-
fä

ch
er

weitere Fächer nach der Anlage 69) + +



Ergänzende Bestimmungen zur Verordnung
über das Abendgymnasium und das Kolleg

RdErl. d. MK v. 7.6.2011 – 33 – 81026/25 - VORIS 22410 -

Bezug:    RdErl. d. MK v. 2.5.2005 - (SVBl. S. 285) - VORIS 22410 -

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1.8.2011 wie folgt
geändert:

1.   Nr. 3.4 wird wie folgt geändert:

     a) In Satz 1 wird das Wort „dreijährigen“ durch das Wort
„zweijährigen“ ersetzt.

     b) Der 4. Spiegelstrich erhält folgende Fassung:

           – „Fälle, in denen eine längere, ärztlich nachgewiesene
Krankheit verhindert hat, dass eine Berufsausbildung
begonnen oder eine Berufstätigkeit aufgenommen
werden konnte, müssen auf Antrag als Einzelfälle
von der Schule entschieden werden; die Schulbehör-
de ist zu informieren;“

2.   Nr. 3.5 erhält folgende Fassung:

     „3.5 Die Führung eines Familienhaushalts liegt vor, wenn
die Bewerberin oder der Bewerber einen Haushalt mit
mindestens einer erziehungs- oder pflegebedürftigen Per-
son selbstständig versorgt hat.“

3.   Nach Nr. 3.6 wird folgende Nr. 3.7 eingefügt:

     „3.7 Abweichend von Nrn. 3.1 bis 3.6 kann die Schul-
behörde auf Antrag der Schule in begründeten Fällen Aus-
nahmen zulassen.“

4.   Nr. 12.9 erhält folgende Fassung:

     „12.9 In den Abiturprüfungsfächern werden im ersten
Schuljahr jeweils drei Klausuren, im dritten Schulhalbjahr
jeweils zwei Klausuren geschrieben. In den übrigen
Fächern werden zwei Klausuren im Schuljahr geschrieben,
sofern in diesen Fächern zwei aufeinander folgende Schul-
halbjahre in einem Schuljahr zu belegen sind; ansonsten
wird eine Klausur in einem Schulhalbjahr geschrieben. Im
Unterricht in Sporttheorie wird je Schulhalbjahr eine
Klausur geschrieben. In den Fächern Kunst, Musik und
Darstellendes Spiel kann eine Klausur durch eine fachprak-
tische Aufgabe, ggf. auch ohne schriftlichen Aufgabenteil
ersetzt werden.

     Im Fach Englisch kann die Überprüfung der Kompetenz
„Sprechen“ an die Stelle einer Klausur treten; das Nähere
regelt die Fachkonferenz.

     In allen Fächern ist in begründeten Fällen mit Genehmi-
gung der Schulleiterin oder des Schulleiters eine weitere
Klausur im Schuljahr oder Schulhalbjahr zulässig, wenn
dieses zur Feststellung der schriftlichen Leistungen in einer
Lerngruppe erforderlich ist.

     Im vierten Schulhalbjahr wird in den Fächern jeweils eine
Klausur geschrieben.“

5.   Nr. 12.10 erhält folgende Fassung:

     „12.10 Die Klausuren in den Fächern mit erhöhtem An-
forderungsniveau sollen zwei bis vier Unterrichtsstunden,
die Klausuren in den übrigen Fächern zwei bis drei Unter-
richtsstunden dauern. In den Fremdsprachen, die im Vor-
kurs oder in der Einführungsphase neu begonnen haben,
sind während des ersten und zweiten Schulhalbjahres auch
mehr als jeweils eine Klausur oder zwei Klausuren möglich,
die dafür allerdings kürzer ausfallen können. Im dritten
oder vierten Schulhalbjahr schreibt jede Schülerin und je-
der Schüler in den vier schriftlichen Prüfungsfächern je-
weils mindestens eine Klausur von Art und Dauer der Abi-
turprüfungsarbeit; die zeitliche Festlegung erfolgt durch
die Schule.“

SVBl 7/2011                                                                                                                                  AMTLICHER TEIL              223

        

A n l a g e  6
(zu § 13 Abs. 2 Satz 4)

Qualifikationsphase;
Zuordnung der Fächer zu den Aufgabenfeldern 

und Anforderungsniveau der Prüfungsfächer

1) Das Fach kann nur dann gewählt werden, wenn es als Prüfungsfach
eingeführt und in der Einführungsphase mindestens ein Schulhalb-
jahr lang belegt worden ist; eine im Vorkurs oder in der Einfüh-
rungsphase neu begonnene Fremdsprache kann nur als viertes oder
fünftes Prüfungsfach gewählt werden.

2) Das Fach kann nur im Kolleg und nur dann gewählt werden, wenn
es in der Einführungsphase mindestens ein Schulhalbjahr lang
belegt worden ist.

3) Das Fach kann nur im Kolleg und nur dann belegt werden, wenn es
an der Schule durch die oberste Schulbehörde genehmigt worden
ist.

4) Das Fach kann als Prüfungsfach gewählt werden, wenn es als Prü-
fungsfach eingeführt und in der Einführungsphase mindestens ein
Schulhalbjahr lang belegt worden ist.

5) Das Fach kann nur fünftes Prüfungsfach sein.

wählbar als Prüfungsfach mit

Aufgaben-
felder

Fächer erhöhtem 
Anforderungs-

niveau

grundlegendem 
Anforderungs-

niveau

A

Deutsch X X

Englisch X X

Französisch1) X X

Latein1) X X

weitere 
Fremdsprachen1)

X X

Kunst2) X X

Musik2) X X

Darstellendes Spiel3) — —

B

Politik-Wirtschaft X X

Geschichte X X

Erdkunde X X

Religion2) X X

Philosophie1) X X

Rechtskunde1) X X

Pädagogik1) X X

Psychologie1) X X

Wirtschaftslehre1)2) X X

C

Mathematik X X

Naturwissenschaften 
(Physik, Chemie, 
Biologie)

X X

Informatik4) X X

Seminarfach — —

Sport2)5) — X



6.   Nr. 17.1 erhält folgende Fassung:

     „17.1 Für Schülerinnen und Schüler, die vor dem Schul-
jahr 2012/13 in das erste Schuljahr der Qualifikations -
phase eingetreten sind oder dieses wiederholen, sind die
Nrn. 12.9 und 12.10 in der bisher geltenden Fassung vom
2.5.2005 anzuwenden.“

Verordnung zur Änderung der Verordnung
ü�ber die Abschlü� sse in der gymnasialen
Oberstufe, im Fachgymnasium, 
im Abendgymnasium und im Kolleg

Vom 7.6.2011 (Abdruck aus Nds. GVBL. S. 169 - VORIS 22410)
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Aufgrund des § 60 Abs. 1 Nr. 6 des Niedersächsischen Schul-
gesetzes in der Fassung vom 3. März 1998 (Nds. GVBl. S. 137),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. März
2011 (Nds. GVBl. S. 83), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die Abschlüsse in der gymnasialen
Oberstufe, im Fachgymnasium, im Abendgymnasium und im
Kolleg vom 19. Mai 2005 (Nds. GVBl. S. 169), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 13. Juni 2008 (Nds. GVBl. S. 218),
wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1In einem Fach mit schriftlicher und mündlicher Prü-
fung sowie im Fach Sport wird das Gesamtergebnis des
Fachs nach der Berechnung in der Anlage 1 gebildet.“

2. § 8 Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„2. die Voraussetzungen nach § 15 für den Block I der
Gesamtqualifikation“.

3. In § 14 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „in der gymnasialen
Oberstufe und im Fachgymnasium nach der Anlage 2 a,
die Punktzahl der Gesamtqualifikation sowie die Durch-
schnittsnote im Abendgymnasium und im Kolleg nach
der Anlage 2 b“ durch die Worte „nach der Anlage 2“ er-
setzt.

4. § 15 Abs. 5 bis 8 erhält folgende Fassung:

„(5) 1Aus der Qualifikationsphase des Abendgymnasi-
ums sind in Abhängigkeit von den gewählten Prüfungsfä-
chern 22, 23 oder 24 Schulhalbjahresergebnisse einzelner
Fächer in die Gesamtqualifikation einzubringen, darunter
die Ergebnisse in den fünf Prüfungsfächern sowie die Er-
gebnisse in weiteren Fächern nach der Anlage 5. 2Neben
den Schulhalbjahresergebnissen eines Fachs auf erhöh-
tem Anforderungsniveau dürfen keine Ergebnisse aus
diesem Fach auf grundlegendem Anforderungsniveau ein-
gebracht werden. 3Die Schulhalbjahresergebnisse nach
Satz 1 sind wie folgt einzubringen:

1. in Block I

14, 15 oder 16 Schulhalbjahresergebnisse, darunter
die Schulhalbjahresergebnisse des dritten bis fünften
Prüfungsfachs aus dem ersten bis vierten Schulhalb-
jahr, in einfacher Wertung sowie die 8 Schulhalbjah-
resergebnisse des ersten und zweiten Prüfungsfachs
aus dem ersten bis vierten Schulhalbjahr in zweifa-
cher Wertung,

2. in Block II

die Prüfungsergebnisse in den fünf Prüfungsfächern
in vierfacher Wertung, wobei an die Stelle des vierten
Prüfungsfachs das Ergebnis einer besonderen Lernleis-
tung nach § 11 Abs. 4 treten kann.
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(6) 1Im Abendgymnasium müssen im Block I mindes-
tens 200 Punkte nach der Anlage 2 erreicht werden; da-
bei müssen im Fall von 22 Schulhalbjahresergebnissen
18, von 23 Schulhalbjahresergebnissen 19 und von 24
Schulhalbjahresergebnissen 20 Schulhalbjahresergebnis-
se mit mindestens je 5 Punkten in einfacher Wertung er-
reicht worden sein, darunter mindestens sechs der Schul-
halbjahresergebnisse des ersten und des zweiten Prü-
fungsfachs. 2Im Block II müssen mindestens 100 Punkte
erreicht werden; dabei müssen in drei Prüfungsfächern,
darunter im ersten oder zweiten Prüfungsfach, jeweils
mindestens 20 Punkte erreicht worden sein.
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(7) 1Aus der Qualifikationsphase des Kollegs sind 32
Schulhalbjahresergebnisse einzelner Fächer in die Ge-
samtqualifikation einzubringen, darunter die Ergebnisse
aus den fünf Prüfungsfächern sowie die Ergebnisse in den
Fächern der Anlage 6. 2Neben den Schulhalbjahresergeb-
nissen eines Fachs auf erhöhtem Anforderungsniveau
dürfen keine Ergebnisse aus diesem Fach auf grundlegen-
dem Anforderungsniveau eingebracht werden. 3Die 32
Schulhalbjahresergebnisse sind wie folgt einzubringen:

1. in Block I

24 Schulhalbjahresergebnisse, darunter die Schul-
halbjahresergebnisse des dritten bis fünften Prüfungs-
fachs aus dem ersten bis vierten Schulhalbjahr, in
einfacher Wertung sowie die 8 Schulhalbjahresergeb-
nisse des ersten und zweiten Prüfungsfachs aus dem
ersten bis vierten Schulhalbjahr in zweifacher Wer-
tung,

2. in Block II

die Prüfungsergebnisse in den fünf Prüfungsfächern
in vierfacher Wertung, wobei an die Stelle des vierten
Prüfungsfachs das Ergebnis einer besonderen Lernleis-
tung nach § 11 Abs. 4 treten kann.

(8) 1Im Kolleg müssen im Block I mindestens 200 Punk-
te nach der Anlage 2 erreicht werden; dabei müssen unter
den 32 Schulhalbjahresergebnissen mindestens 26 mit
mindestens je 5 Punkten in einfacher Wertung erreicht
worden sein, darunter mindestens sechs der Schulhalb-
jahresergebnisse des ersten und des zweiten Prüfungs-
fachs. 2Im Block II müssen mindestens 100 Punkte
erreicht werden; dabei müssen in drei Prüfungsfächern,
darunter im ersten oder zweiten Prüfungsfach, jeweils
mindestens 20 Punkte erreicht worden sein.“

5. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Satzteil wird das Wort „unmittel-
bar“ gestrichen.

bb) In Nummer 2 werden die Worte „in weiteren
fünf“ durch die Worte „in einem Schulhalbjah-
resergebnis des dritten Prüfungsfachs sowie in
weiteren vier“ ersetzt.

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Satzteil wird das Wort „unmittel-
bar“ gestrichen.

bb) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. in zwei Schulhalbjahresergebnissen des drit-
ten Prüfungsfachs und weiteren neun Schul-
halbjahresergebnissen in mindestens sechs
vierstündigen und höchstens fünf zweistün-
digen Fächern, insgesamt mindestens 55
Punkte in einfacher Wertung, darunter in
neun dieser Schulhalbjahresergebnisse je-
weils mindestens 5 Punkte“.

c) Absatz 6 Satz 2 erhält folgende Fassung:
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c) Absatz 6 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Das dritte Prüfungsfach muss in der gymnasialen
Oberstufe und im Beruflichen Gymnasium mit zwei
Ergebnissen berücksichtigt werden.“
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6. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
        

      

„(2) 1Für Schülerinnen und Schüler des Abendgymnasiums und des Kollegs sind für die Abiturprüfungen 2012 und 2013
§ 4 Abs. 2, § 8 Abs. 2, § 14 Abs. 2, § 15 Abs. 5 bis 8, § 17 Abs. 3, 4 und 6 sowie die Anlagen 1 b, 2 b, 5 und 6 in ihrer bis zum
31. Juli 2011 geltenden Fassung weiter anzuwenden. 2Entsprechendes gilt für die Abiturprüfungen 2014 und 2015 für die
Schülerinnen und Schüler des Abendgymnasiums und des Kollegs, die vor dem 1. August 2011 in die Qualifikationsphase
eingetreten sind und eine Abiturprüfung abzulegen oder zu wiederholen haben.“

7. Die bisherige Anlage 1 a wird Anlage 1 und die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Berechnung des Prüfungsergebnisses in einem Prüfungsfach mit mehreren Prüfungsteilen“.

8. Die Anlage 1 b wird gestrichen.

9. Die bisherige Anlage 2 a wird Anlage 2 und wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Worte „in der gymnasialen Oberstufe und im Fachgymnasium“ gestrichen.

b) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1. Block I

10. Die Anlage 2 b wird gestrichen.

11. Die Anlagen 5 und 6 erhalten die in der Anlage beigefügte Fassung.

A  

        

    

 

gymnasiale Oberstufe und 
Berufliches Gymnasium

Abend-
gymnasium

Kolleg

E I = 40 P  44 E I = 40 P  S E I = P

P=Punktsumme durch Addition der 
36 Schulhalbjahresergebnisse unter 
Berücksichtigung der zweifachen 
Gewichtung der 8 Ergebnisse des 
ersten und des zweiten Prüfungsfachs 
und der einfachen Gewichtung der 
übrigen 28 Schulhalbjahresergebnisse

P= Punktsumme durch Addition der 22, 
23 oder 24 Schulhalbjahresergebnisse 
unter Berücksichtigung der zwei-
fachen Gewichtung der 8 Ergebnisse 
des ersten und des zweiten Prüfungs-
fachs und der einfachen Gewichtung 
der übrigen 14, 15 oder 16 Schulhalb-
jahresergebnisse

P=Punktsumme durch Addition der 
32 Schulhalbjahresergebnisse unter 
Berücksichtigung der zweifachen 
Gewichtung der 8 Ergebnisse des 
ersten und des zweiten Prüfungsfachs 
und der einfachen Gewichtung der 
übrigen 24 Schulhalbjahresergebnisse

S =Anzahl der eingebrachten Schulhalb-
jahresergebnisse, wobei zweifach ge-
wichtete Schulhalbjahresergebnisse 
zweifach zählen

E I = Ergebnis Block I“.

        

b) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt:
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Anlage
(zu Artikel 1 Nr. 11)

A n l a g e  5
(zu § 15 Abs. 5 Satz 1)

Abendgymnasium:
Einbringungsverpflichtungen für die Gesamtqualifikation

1) Es muss eine Fremdsprache gemäß § 5 VO-AK sein und die Schul-
halbjahresergebnisse müssen dieselbe Fremdsprache betreffen.

2) Wenn Geschichte durch ein anderes Fach aus dem gesellschaftswis-
senschaftlichen Aufgabenfeld ersetzt wird, entfällt die Einbrin-
gungsverpflichtung in Geschichte.

3) Die Schulhalbjahresergebnisse müssen dieselbe Naturwissenschaft
betreffen.
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Fächer Anzahl der 
Schulhalbjahresergebnisse

Deutsch 4

Fremdsprache1) 4

Geschichte2) 2

Mathematik 4

Naturwissenschaft3) 2
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2011 in Kraft.

Hannover, den 7. Juni 2011

Niedersächsisches Kultusministerium

A l t h u s m a n n

Minister
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Regelungen für den Religionsunterricht 
und den Unterricht Werte und Normen

RdErl. d. MK v. 10.5.2011 - 33-82105 - VORIS 22410 -

Bezug:    a) RdErl.: „Regelungen für den Religionsunterricht und den Un-
terricht Werte und Normen“ v. 23.6.2005 (SVBl. S. 436) –
VORIS 22410

              b) RdErl.: „Klassenbildung und Lehrerstundenzuweisung an den
allgemein bildenden Schulen“ v. 9.2.2004 (SVBl. S. 128), zu-
letzt geändert durch RdErl. v. 29.7.2010 (SVBl. S. 324) –
VORIS 22410

              c) Verordnung über die gymnasiale Oberstufe (VO-GO) vom
17.2.2005 (Nds. GVBl. S. 51, SVBl. S. 171, zuletzt geändert
durch Verordnung vom 17.5.2010 (Nds. GVBl. S. 224, SVBl.
S. 245)

              d) Verordnung über das Abendgymnasium und das Kolleg (VO-
AK) vom 2.5.2005 (Nds. GVBl. S. 130, SVBl. S. 277), geän-
dert durch Verordnung vom 7.6.2011 (Nds. GVBL. S. 172,
SVBl. S. 220)

1.      Religionsunterricht und Unterricht Werte und Nor-
men als ordentliche Lehrfächer

1.1    Der Religionsunterricht wird als evangelischer Religions-
unterricht, katholischer Religionsunterricht oder Religionsun-
terricht einer anderen Religionsgemeinschaft nach §§ 124 bis
127 NSchG, der Unterricht Werte und Normen nach § 128
NSchG erteilt.

1.2    Sofern nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist,
gelten für den Religionsunterricht und den Unterricht Werte
und Normen die gleichen Regelungen wie für die anderen
Schulfächer. Das bedeutet insbesondere, dass der Religionsun-
terricht und der Unterricht Werte und Normen nicht stärker
als andere Unterrichtsfächer von unvermeidbaren Kürzungen
betroffen sein dürfen und dass es unzulässig ist, den Religions-
unterricht oder den Unterricht Werte und Normen durch
Konferenzbeschluss für einen bestimmten Schuljahrgang aus-
zusetzen.

1.3    Bei der Aufstellung der Stundenpläne ist darauf zu ach-
ten, dass der Religionsunterricht und der Unterricht Werte
und Normen nicht regelmäßig zu ungünstigen Zeiten, z. B. in
Randstunden, erteilt werden.

1.4    Bei der Unterrichtsorganisation sind die Möglichkeiten
von klassen- oder jahrgangsübergreifendem Unterricht zu nut-
zen, wobei im Sekundarbereich I aus fachdidaktischen und 
-methodischen Gründen nicht mehr als drei Schuljahrgänge
zusammengefasst werden sollten. Die durchschnittliche Größe
von Lerngruppen, die nicht Klassen sind, soll an allgemein bil-
denden Schulen die Hälfte der Schülerhöchstzahl nach Bezugs-
erlass zu b) nicht unterschreiten.

2.      Einrichtung von Religionsunterricht

2.1    Sind an einer Schule mindestens zwölf  Schülerinnen
und Schüler einer Religionsgemeinschaft vorhanden, so ist für
sie Religionsunterricht einzurichten, wenn das Land entspre-
chend § 125 NSchG mit der Religionsgemeinschaft Einver-
nehmen über die Lehrpläne und Lehrbücher sowie über die
Ausbildung der für den Religionsunterricht vorgesehenen
Lehrkräfte erzielt hat.

2.2    Religionsunterricht kann auch dann eingerichtet werden,
wenn die Mindestzahl von zwölf Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern durch Zusammenfassung der Schülerinnen und
Schüler benachbarter Schulen erreicht wird. Voraussetzung ist,
dass die Zusammenfassung nach den örtlichen und schuli-
schen Gegebenheiten vertretbar ist.

3.      Einrichtung des Unterrichts Werte und Normen

3.1    Vom 5. Schuljahrgang an ist nach § 128 NSchG der Un-
terricht Werte und Normen grundsätzlich dann einzurichten,
wenn mindestens zwölf Schülerinnen und Schüler zur Teilnah-
me an diesem Unterricht verpflichtet sind.

3.2    Nr. 2.2 gilt entsprechend.

4.      Teilnahme am Religionsunterricht

4.1    Wer einer Religionsgemeinschaft angehört, ist grundsätz-
lich verpflichtet, am Religionsunterricht seiner Religionsge-
meinschaft teilzunehmen. Die Verpflichtung zur Teilnahme ent -
fällt bei schriftlicher Abmeldung (§ 124 Abs. 2 Satz 3 NSchG).

4.2    Die Abmeldung soll nur zum Ende eines Schulhalbjahres
erfolgen. Sie kann widerrufen werden.

4.3    Abweichend von Nr. 4.1 kann an einem Religionsunter-
richt teilnehmen, wer keiner Religionsgemeinschaft angehört
oder sich vom Religionsunterricht seiner Religionsgemein-
schaft abgemeldet hat; Voraussetzung ist die Zustimmung der
Mehrheit der an der Schule tätigen Religionslehrkräfte der auf-
nehmenden Religionsgemeinschaft nach Beratung in der zu-
ständigen Fachkonferenz.

4.4    Ist an einer Schule für die Schülerinnen und Schüler ei-
ner Religionsgemeinschaft kein Religionsunterricht eingerich-
tet, weil

        

    

 
      

   

           
    

        
      

  
     

A n l a g e  6
(zu § 15 Abs. 7 Satz 1)

Kolleg:
Einbringungsverpflichtungen für die Gesamtqualifikation

1) Die Schulhalbjahresergebnisse müssen dieselbe Fremdsprache oder
Naturwissenschaft betreffen.

2) Diese Einbringungsverpflichtung besteht nur im sprachlichen
Schwerpunkt.

3) Wenn Geschichte durch ein anderes Fach aus dem gesellschaftswis-
senschaftlichen Aufgabenfeld ersetzt wird, entfällt die Einbrin-
gungsverpflichtung in Geschichte.

4) Wurde Religionsunterricht der Religionsgemeinschaft, der die
Schülerin oder der Schüler angehört, nicht angeboten und an des-
sen statt von der Schülerin oder dem Schüler das Fach Werte und
Normen oder Philosophie nicht gewählt, so sind zwei aufeinander
folgende zusätzliche Schulhalbjahresergebnisse eines anderen
Fachs, das nicht Prüfungsfach ist, aus dem gesellschaftswissen-
schaftlichen Aufgabenfeld einzubringen.

5) 1Diese Einbringungsverpflichtung besteht nur im naturwissen-
schaftlichen Schwerpunkt. 2Die Naturwissenschaft kann durch
Informatik ersetzt werden; in diesem Fall sind vier Schulhalbjahres-
ergebnisse im Fach Informatik einzubringen.

F   

Fächer Anzahl der 
Schulhalbjahresergebnisse

Deutsch 4

Fremdsprache1) 4

weitere Fremdsprache1)2) 4

Kunst oder Musik 2

Geschichte3) 2

Religion oder Philosophie 
oder Werte und Normen4)

2

Mathematik 4

Naturwissenschaft1) 4

weitere Naturwissenschaft1)5) 4



4.4.1 die Voraussetzungen nach Nr. 2. nicht gegeben sind oder

4.4.2 zeitweise keine Lehrkraft der betreffenden Religionsge-
meinschaft zur Verfügung steht,

so können diese Schülerinnen und Schüler entsprechend Nr.
4.3 am Religionsunterricht einer anderen Religionsgemein-
schaft teilnehmen. Im Falle von Nr. 4.4.2 gilt eine solche Re-
gelung über ein Schuljahr hinaus nur mit Genehmigung der
Niedersächsischen Landesschulbehörde, die hierüber das Ein-
vernehmen mit den zuständigen kirchlichen Stellen herbei -
führt.

4.5    Wenn für eine Klasse, eine Lerngruppe, einen Schuljahr-
gang oder eine Schule besondere curriculare, pädagogische und
damit zusammenhängende schulorganisatorische Bedingungen
vorliegen, die einen gemeinsamen Religionsunterricht für
evangelische und katholische Schülerinnen und Schüler erfor-
derlich machen, so kann der evangelische und katholische Re-
ligionsunterricht als konfessionell-kooperativer Religionsunter-
richt für höchstens die Hälfte der Schuljahrgänge einer Schul-
form geführt werden, sofern folgende Voraussetzungen an der
Schule gegeben sind:

–    der Schulvorstand und die für den Religionsunterricht zu-
ständigen Fachkonferenzen oder Fachgruppen haben der
Einführung des konfessionell-kooperativen Religionsunter-
richts zugestimmt;

–    im konfessionell-kooperativen Religionsunterricht werden
Lehrkräfte beider Konfessionen regelmäßig eingesetzt;

–    es liegt ein auf der Grundlage der Lehrpläne (Kerncurricula)
für den evangelischen und katholischen Religionsunter-
richt inhaltlich, pädagogisch und organisatorisch abgesicher -
tes Schulcurriculum für den konfessionell-kooperativen
Religionsunterricht vor, das die jeweilige konfessionelle
Zugehörigkeit der Schülerinnen und Schüler berücksich-
tigt.

Der konfessionell-kooperative Religionsunterricht ist schul-
rechtlich Religionsunterricht der Religionsgemeinschaft, der
die unterrichtende Lehrkraft angehört und nach deren Grund -
sätzen der Religionsunterricht erteilt wird. 

4.5.1 Soweit schulische Bedingungen eine über die Hälfte der
Schuljahrgänge einer Schulform hinausgehende Regelung für
die Erteilung von konfessionell-kooperativem Religionsunter-
richt erforderlich machen, kann die Niedersächsische Landes-
schulbehörde einen entsprechend begründeten Antrag der
Schule im Einvernehmen mit den kirchlichen Behörden befris -
tet genehmigen, wenn die Voraussetzungen nach Nr. 4.5 an
der betreffenden Schule gegeben sind.

4.5.2 Im Zeugnis wird der Religionsunterricht nach Nr. 4.5
mit der Konfession gekennzeichnet, der die unterrichtende
Lehrkraft angehört. Unter „Bemerkungen“ ist im Zeugnis der
Zusatz „Der Religionsunterricht wurde konfessionell-koopera-
tiv erteilt.“ einzutragen. Nehmen Schülerinnen und Schüler an
dem konfessionell-kooperativen Religionsunterricht teil, die
weder einer evangelischen noch der katholischen Kirche, aber
einer anderen Religionsgemeinschaft oder die keiner Religions-
gemeinschaft angehören, so gelten für den Eintrag unter „Be-
merkungen“ die Sätze 1 und 2 entsprechend.

4.6    Für die Förderschule kann die Niedersächsische Landes-
schulbehörde im Einvernehmen mit den zuständigen kirch -
lichen Stellen auf Antrag der Schule für alle Schuljahrgänge
konfessionell-kooperativen Religionsunterricht genehmigen,

sofern die Voraussetzungen nach Nr. 4.5, Spiegelstrich 1 und
3, an der betreffenden Schule gegeben sind; der Antrag kann
unter Bezugnahme auf Nr. 4.5.1 befristet genehmigt werden.

4.7    Für berufsbildende Schulen kann die Niedersächsische
Landesschulbehörde im Einvernehmen mit den zuständigen
kirchlichen Stellen unter den Voraussetzungen nach Nr. 4.5
auf Antrag der Schule für alle Schuljahrgänge konfessionell-ko-
operativen Religionsunterricht genehmigen; der Antrag kann
unter Bezugnahme auf Nr. 4.5.1 befristet genehmigt werden.
Für Berufliche Gymnasien gilt Nr. 8.

5.      Teilnahme am Unterricht Werte und Normen

5.1    Schülerinnen und Schüler, die nicht am Religionsunter-
richt teilnehmen, sind stattdessen zur Teilnahme am Unter-
richt Werte und Normen verpflichtet. In der gymnasialen
Oberstufe, im Beruflichen Gymnasium und im Kolleg kann
die Verpflichtung zur Teilnahme am Unterricht Werte und
Normen auch durch die Teilnahme am Unterricht im Fach
Philosophie erfüllt werden, wenn die Schule diesen Unterricht
eingerichtet hat (§ 128 Abs.1 NSchG).

5.2    Für Schülerinnen und Schüler, für die Religionsunter-
richt ihrer Religionsgemeinschaft als ordentliches Lehrfach ein-
geführt ist, entsteht die Verpflichtung nach Nr. 5.1 erst nach
Ablauf eines Schuljahres, in dem Religionsunterricht nicht er-
teilt worden ist (§ 128 Abs.1 Satz 2 NSchG).

5.3    Schülerinnen und Schüler, die nach Nr. 4.3 am Religi-
onsunterricht teilnehmen, sind abweichend von Nrn. 5.1 und
5.2 nicht zur Teilnahme am Unterricht Werte und Normen
oder Philosophie verpflichtet.

6.      Lehrkräfte für den Religionsunterricht

6.1    Religionsunterricht wird in der Regel erteilt von Lehr-
kräften mit der Lehrbefähigung oder einer durch Weiterbil-
dungsmaßnahmen erworbenen Qualifikation für den Religi-
onsunterricht, von Geistlichen und von katechetischen Lehr-
kräften gemäß den Gestellungsverträgen.

6.2    Im Bedarfsfall kann jede geeignete Lehrkraft, die eine
Lehramtsprüfung abgelegt hat, mit ihrer Zustimmung beauf-
tragt werden, Religionsunterricht zu erteilen. Die Nrn. 6.3
und 6.4 bleiben unberührt.

6.3    Lehrkräfte, die evangelischen Religionsunterricht ertei-
len, müssen einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in
Deutschland angehören und bedürfen einer kirchlichen Be-
stätigung (Vokation) durch die Konföderation evangelischer
Kirchen in Niedersachsen. Mitglieder von evangelischen Frei-
kirchen können nur dann evangelischen Religionsunterricht
erteilen, wenn die Konföderation evangelischer Kirchen in
Niedersachsen ausdrücklich ihre Zustimmung in Form einer
widerruflichen Unterrichtsbestätigung erteilt hat.

6.4    Lehrkräfte, die katholischen Religionsunterricht erteilen,
bedürfen dazu der kirchlichen Bevollmächtigung der jeweili-
gen bischöflichen Stelle (missio canonica).

6.5    Religionsunterricht für Angehörige von Religionsgemein -
schaften, mit denen kein Gestellungsvertrag abgeschlossen ist,
wird von Personen erteilt, die hierfür von den Religionsge-
meinschaften vorgeschlagen werden. Vor der Beauftragung
prüft die Niedersächsische Landesschulbehörde, ob die Eig-
nung dieser Personen für die Unterrichtserteilung angenom-
men werden kann.
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7.      Lehrkräfte für den Unterricht Werte und Normen

7.1    Der Unterricht Werte und Normen soll vorrangig von
Lehrkräften mit philosophischer, religionswissenschaftlicher
oder gesellschaftswissenschaftlicher Ausbildung erteilt werden.
Im Bedarfsfall kann jede geeignete Lehrkraft beauftragt wer-
den, Unterricht Werte und Normen zu erteilen (§ 51 Abs. 1
Satz 2 NSchG). 

7.2    Der Unterrichtseinsatz einer Religionsunterricht erteilen-
den Lehrkraft in demselben Schuljahrgang sowohl in Religion
als auch in Werte und Normen ist nicht zulässig. Lehrkräfte,
die Religionsunterricht erteilen, sollen nur dann im Fach Wer-
te und Normen eingesetzt werden, wenn ihr Einsatz im Religi-
onsunterricht der eigenen Religionsgemeinschaft oder im kon-
fessionell-kooperativen Religionsunterricht nicht erforderlich
ist.

8.      Besondere Vorschriften für den Religionsunterricht und
den Unterricht Werte und Normen in der gymnasialen
Oberstufe, im Beruflichen Gymnasium und im Kolleg

8.1    Erfüllung der Unterrichtsverpflichtungen

8.1.1Die Unterrichtsverpflichtungen (Teilnahme- und Ein-
bringungsverpflichtungen) für Religion müssen mindestens zur
Hälfte durch Teilnahme am Religionsunterricht des eigenen
Bekenntnisses und können höchstens bis zur Hälfte durch
Teilnahme am Religionsunterricht eines anderen Bekenntnisses
erfüllt werden. Abweichend von Satz 1 können evangelische
oder katholische Schülerinnen und Schüler, die Religion als
Abiturprüfungsfach wählen wollen und in deren Konfession
der erforderliche Religionsunterricht nicht eingerichtet werden
kann, ihre Unterrichtsverpflichtungen in der gymnasialen
Oberstufe, im Beruflichen Gymnasium und im Kolleg durch
ausschließliche Teilnahme am Unterricht der jeweils anderen
Konfession erfüllen und die Abiturprüfung ablegen; in diesem
Fall entfällt die ansonsten nach Nr. 4.1 erforderliche Abmel-
dung vom Religionsunterricht der eigenen Konfession.

8.1.2Voraussetzung für die Teilnahme am Religionsunterricht
eines anderen Bekenntnisses ist die Zustimmung der Mehrheit
der an der Schule tätigen Religionslehrkräfte der aufnehmen-
den Religionsgemeinschaft nach Beratung in der zuständigen
Fachkonferenz oder Fachgruppe.

8.1.3Die Polyvalenzregelung nach § 12 Abs. 2 der Bezugsver-
ordnung zu c) und § 14 Abs. 2 der Bezugsverordnung zu d)
gilt für den Religionsunterricht und das Fach Philosophie ent-
sprechend.

8.2    Teilnahme am Unterricht Werte und Normen oder Phi-
losophie

8.2.1Die Nrn. 5.1 bis 5.3 gelten entsprechend.

8.2.2Wird die Abmeldung vom Religionsunterricht des eige-
nen Bekenntnisses während des Besuchs der Einführungsphase
widerrufen, so zählt die Religionsnote bei der Versetzungsent-
scheidung. Wird die Abmeldung vom Religionsunterricht
während des Besuchs der Qualifikationsphase widerrufen, so
gilt für die Teilnahme- und Einbringungsverpflichtung Nr.
8.1.1 Satz 1 entsprechend.

8.3    Prüfende Lehrkraft im Abiturprüfungsfach Religion

Ist Religion Abiturprüfungsfach, muss die prüfende Lehrkraft
eine Lehrkraft des betreffenden Bekenntnisses sein. Im Falle
von Nr. 8.1.1 Satz 2 ist die prüfende Lehrkraft die unterrich-
tende Lehrkraft. Für den Eintrag im Abiturzeugnis gilt Nr.
4.5.2 entsprechend.

8.4    Mindestzahl für die Einrichtung von Lerngruppen in
den Unterrichtsfächern Religion und Werte und Normen 

Eine Lerngruppe in Religion oder Werte und Normen soll nur
bei einer Mindestzahl von acht Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern eingerichtet werden. Nr. 1.4 Satz 1 gilt entsprechend.

9.      Schulversuche und Erprobungen

Schulversuche und Erprobungen, die sich auf den Religions-
unterricht erstrecken, bedürfen der Zustimmung der Nieder-
sächsischen Landesschulbehörde und des Einvernehmens mit
den zuständigen kirchlichen Stellen. 

10.    Religiöse Veranstaltungen in der Schule

Als religiöse Veranstaltungen können Gottesdienste und ver-
gleichbare religiöse Veranstaltungen, auch als gemeinsame Ver-
anstaltungen von Schule und Kirche, im Sinne des Erlasses
„Unterricht an kirchlichen Feiertagen und Teilnahme an kirch-
liche Veranstaltungen“ in der jeweils geltenden Fassung ange-
boten werden. Die Teilnahme ist für Schülerinnen und Schüler
sowie für Lehrkräfte freiwillig. Auf die Empfindungen Anders-
denkender ist Rücksicht zu nehmen (§ 3 Abs. 2 NSchG).

11.    Religionsunterricht für Schülerinnen und Schüler, die
einer orthodoxen Kirche angehören

11.1  Für Schülerinnen und Schüler, die einer der orthodoxen
Kirchen angehören, die in der Kommission der orthodoxen
Kirchen in Deutschland vertreten sind, ist entsprechend den
Bestimmungen unter Nr. 2 dieses Erlasses orthodoxer Religi-
onsunterricht einzurichten.

11.2  Schülerinnen und Schüler, die einer den orthodoxen Kir-
chen nahestehenden Kirche angehören, die jedoch nicht in der
Kommission der orthodoxen Kirchen in Deutschland vertreten
ist, steht die Teilnahme an dem orthodoxen Religionsunter-
richt frei.

11.3  Der orthodoxe Religionsunterricht wird in deutscher
Sprache erteilt. Über Anträge auf seine Einrichtung entschei-
det die oberste Schulbehörde.

11.4  Lehrkräfte, die orthodoxen Religionsunterricht erteilen,
müssen einer der orthodoxen Kirchen angehören, die in der
Kommission der orthodoxen Kirchen in Deutschland vertreten
sind, und von der Niedersächsischen Landesschulbehörde als
geeignet angesehen werden. Zur Erteilung des griechisch-
orthodoxen Religionsunterrichts bedürfen sie einer kirchlichen
Bevollmächtigung durch die griechisch-orthodoxe Metropolie
von Deutschland, Exarchat von Zentraleuropa; für die Ertei-
lung des syrisch-orthodoxen Religionsunterrichts bedürfen sie
der Zustimmung des zuständigen Bischofs der syrisch-ortho-
doxen Kirche.

11.5  Dem griechisch-orthodoxen Religionsunterricht sind bis
auf Weiteres die Lehrpläne des Landes Nordrhein-Westfalen
zur griechisch-orthodoxen Religionslehre zugrunde zu legen,
soweit niedersächsische Bestimmungen nicht entgegenstehen.
Dem syrisch-orthodoxen Religionsunterricht sind die vom Ar-
beitsbereich für Religionspädagogik der Evangelisch-lutheri-
schen Landeskirche in Braunschweig im Einvernehmen mit
dem zuständigen syrisch-orthodoxen Bischof erarbeiteten vor-
läufigen Rahmenrichtlinien zugrunde zu legen. 

12.    In-Kraft-Treten

Dieser Erlass tritt am 1.8.2011 in Kraft. Der Bezugserlass zu a)
tritt mit Ablauf des 31.7.2011 außer Kraft.
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Zentrale Vergleichsarbeiten im 
dritten Schuljahrgang 2011/2012

RdErl. d. MK v. 25.5.2011 – 21-82150/15

Für die Vergleichsarbeiten im dritten Schuljahrgang im Schul-
jahr 2011/2012 werden folgende Termine festgelegt:

8.5.2012     Deutsch (1. Tag)

10.5.2012   Deutsch (2. Tag)

15.5.2012   Mathematik

Hinweise zu den Inhalten und zur Durchführung der zentralen
Vergleichsarbeiten gehen den Schulen im Laufe des Schuljahres
2011/2012 zu.

Die Teilnahme an der Vergleichsarbeit im Fach Deutsch (Kom-
petenzbereich Lesen) ist verbindlich. Über die Teilnahme an
den Vergleichsarbeiten im Fach Mathematik und in dem wei-
teren Kompetenzbereich des Fachs Deutsch entscheiden die
Schulen eigenverantwortlich.

29. Parlamentarisches Patenschafts-
Programm (PPP) 2012/2013

RdErl. d. MK v. 1.6.2011 – 44 – 50 122-51 USA -

Im Rahmen des Parlamentarischen Patenschafts-Programms
werden im Programmjahr 2012/2013 wieder ca. 360 Schüler -
innen und Schüler im Alter zwischen 15 und 17 Jahren bzw.
junge Berufstätige im Alter bis 24 Jahren mit Hilfe eines Sti-
pendiums des Deutschen Bundestages ein Austauschjahr in
den USA verbringen können.

Teilnehmen können 

–    Schülerinnen und Schüler mit erstem Wohnsitz in der
Bundesrepublik Deutschland und guten Schulleistungen;
die Schülerinnen und Schüler müssen zum Zeitpunkt der
Ausreise (Stichtag: 31.7.2012) mindestens 15 und dürfen
höchstens 17 Jahre alt sein (Geburtstage vom 1.8.1994 bis
31.7.1997)

– junge Berufstätige/Auszubildende mit erstem Wohnsitz in
der Bundesrepublik Deutschland, die zum Zeitpunkt der
Ausreise (31.7.2012) ihre Berufsausbildung abgeschlossen
haben und höchstens 24 Jahre alt sind (Geburtstage nach
dem 31.7.1987); teilnahmeberechtigt sind auch arbeitslose
Jugendliche mit abgeschlossener Berufsausbildung.

Geleisteter Grundwehrdienst oder Zivildienst sowie ein ge -
 leistetes freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr erhöhen
die obere Altersgrenze entsprechend.

Einige Berufe (zum Beispiel Heilberufe) können in den
USA nur mit einer Lizenz ausgeübt werden. Angehörige
dieser Berufsgruppen sind daher von der Teilnahme am
PPP ausgeschlossen. Genauere Informationen erteilt die
für die Berufstätigen zuständige Austauschorganisation Ge-
sellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ).

Bereits geleisteter Wehr- oder Zivildienst

Jugendliche, die beabsichtigen, einen freiwilligen Wehr-,
Zivildienst oder anderen Freiwilligendienst zu leisten, ha-
ben sicherzustellen, dass dieser Dienst nicht in die Zeit des

Auslandsaufenthaltes fällt. Geleisteter Grundwehrdienst,
Zivildienst sowie ein geleistetes freiwilliges soziales, ökolo-
gisches oder entwicklungspolitisches Jahr erhöhen die obe-
re Altersgrenze entsprechend.

Von der Teilnahme ausgeschlossen sind Kinder und Pflege-
kinder von Bundestagsabgeordneten, Jugendliche mit US-
Staatsangehörigkeit (auch mit deutsch-amerikanischer
Doppelstaatsangehörigkeit) und Inhaber einer Green Card.

Für die Bewerbung zum Parlamentarischen Patenschafts-Pro-
gramm 2012/2013 benötigen die Jugendlichen eine Bewer-
bungskarte. Diese Karte kann aus dem Faltblatt zum Parla-
mentarischen Patenschafts-Programm entnommen werden.
Das Faltblatt kann unter folgender Adresse kostenlos angefor-
dert werden: Deutscher Bundestag, Referat Internationale Aus-
tauschprogramme, WI 4, Platz der Republik 1, 11011 Berlin,
Tel.: 030 227 39336. Die Bewerbungskarte kann auch von der
Internetseite (s. u.) ausgedruckt  werden. Beide Bewerbungs-
kartenvordrucke sind vollkommen gleichwertig.

Ausführliche Informationen sowie Bewerbungsunterlagen zum
PPP sind im Internet unter www.bundestag.de/ppp zu finden. 

Die ausgefüllten Bewerbungskarten müssen bei der jeweils zu-
ständigen Austauschorganisation bis spätestens 2.9.2011 (Ein-
gangsdatum, nicht Poststempel) eingegangen sein, damit die
Bewerbungsfrist gewahrt ist.

Die Schulen werden gebeten, die Initiative des Deutschen
Bundestages nach Kräften zu unterstützen. 

Änderungen im Programm des NLQ

Weiterbildung im Fach „Katholische Religion“ 
– SVBl 5/2011

11.37.61

Teilnehmerkreis: Katholische Lehrkräfte aus dem Primarbe-
reich sowie dem Sekundarbereich I, das Gymnasium einge-
schlossen.

Neue Veranstaltungen im Programm des NLQ

Mobilität im Sek. I u. II
Ausbildung von Mofakursleiterinnen und -leitern
11.39.62

Ziele 

Lehrerinnen und Lehrer erwerben theoretische, praktische, ge-
setzliche und organisatorische Grundlagen für die Umsetzung
von Mofakursen.

Inhalte

Die Kursteilnehmerinnen und -teilnehmer erarbeiten in diesem
Kurs die Voraussetzungen zur Durchführung von Mofakursen
an ihrer Schule.
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Für Schülerinnen und Schüler ist die Teilnahme an einem Mo-
fakurs eine Voraussetzung für die Zulassung zur Prüfung zum
Erlangen der „Mofaprüfbescheinigung“.

Teilnehmerkreis

Lehrerinnen und Lehrer, die mindestens die Fahrerlaubnis
Klasse A oder B (ehemals Kl. 1 oder 3) besitzen.

Der Teilnehmerbeitrag mit Übernachtung/Vollpension in Höhe
von 370 Euro, bzw. ohne Übernachtung/Frühstück/Abendes-
sen in Höhe von 170 Euro ist nach Kursanmeldung bzw. -ein-
ladung zu entrichten. 

Anmeldung und Kontakt

Veranstaltungsnummer: 11.39.62
Veranstaltungstermin: 26.9.2011 bis 30.9.2011
Veranstaltungsort: Akademie des Sports, Hannover
Online-Anmeldung:https://vedab.nibis.de/veran.php?vid=45829
Anmeldeschluss: 1.9.2011
Fahrtkosten: Fahrtkosten werden vom NLQ nicht erstattet.

Leitung: Wolfgang Mörber, E-Mail: wolfgang. moerber@nlq.
niedersachsen.de, Tel.: 05121 1695-277, Mobil: 0175 403
4395.

Kooperation Schule-Fahrschule: 
„Führerschein - AG mit Begleitetem Fahren ab 17“ 

Ziele 

Im Hinblick auf die starke Beteiligung junger Fahrerinnen und
Fahrer an Unfällen sollten auch in der Schule Maßnahmen er-
griffen werden, die zu einer verantwortungsbewussten Einstel-
lung im Straßenverkehr und zur Senkung der besonderen Un-
fallrisiken von Fahranfängern beitragen.

Inhalte

Eine Verknüpfung des Themas Mobilität (Verkehrserziehung)
mit der Fahrausbildung nach den Vorschriften des Fahrlehrer-
gesetzes bietet Möglichkeiten, diese Ziele zu verwirklichen. 

Lehrerinnen und Lehrer sowie Fahrlehrerinnen und Fahrlehrer
werden in der Veranstaltung gemeinsam in das Programm:
„Kooperation Schule-Fahrschule“ eingewiesen. 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer arbeiten u. a. standort -
spezifische Voraussetzungen in das Programm ein, setzen
Schwerpunkte und legen organisatorische Strukturen für die
Umsetzung der „Führerschein-AG“ an ihren Schulorten fest.

Teilnehmerkreis

Lehrerinnen und Lehrer mit Fahrerlaubnis Klasse B (ehemals
Kl. 3), die im Sekundarbereich I oder II (ab 10. Schuljahr) un-
terrichten, sowie Fahrlehrerinnen und Fahrlehrer.

Der Teilnehmerbeitrag in Höhe von 75 Euro ist nach Kursan-
meldung bzw. Einladung zu entrichten. Fahrtkosten werden
nicht vom NLQ erstattet.

Fahrlehrerinnen und Fahrlehrer müssen fundierte Kenntnisse
in Moderationstechniken nachweisen (gilt als erfüllt bei Auf-
bauseminarerlaubnis ASF /ASP, sowie nach Erwerb der Fahr-
lehrerlaubnis ab dem 1.1.2000).

Anmeldung und Kontakt

Veranstaltungsnummer: 11.41. 64
Veranstaltungstermin: 12.10.2011
Veranstaltungsort: NLQ, Hildesheim, Raum Kerschensteiner
(Neubau)
Online-Anmeldung:https://vedab.nibis.de/veran.php?vid=45881
Anmeldeschluss: 30.9.2011
Fahrtkosten: Die Fahrtkosten können vom NLQ nicht über-
nommen werden.

Leitung: Wolfgang Mörber, E-mail: wolfgang.moerber@nlq.
niedersachsen.de, Tel.: 05121 1695-277, Mobil: 0175 403
4395.
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